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8 1 5 . Verordnung: Erlassung einer wasserwirtschaftlichen Rahmenverfügung zum Schutze der
Grundwasservorkommen im südlichen Salzburger Becken und im unteren Lam-
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3 1 6 . Verordnung: Durchführung des Datenschutzgesetzes im Wirkungsbereich des Bundesministe-
riums für Landesverteidigung (Datenschutzverordnung)

3 1 7 . Verordnung: Anpassung der Ausgleichstaxe nach dem Invalideneinstellungsgesetz 1969 für
das Kalenderjahr 1980

3 1 8 . Verordnung: Neufestsetzung der Prüfungstaxen für die Staatsprüfungen von Forstorganen

3 1 5 . Verordnung des Bundesministers für
Land- und Forstwirtschaft vom 2. Juli 1980
betreffend die Erlassung einer wasserwirt-
schaftlichen Rahmenverfügung zum Schutze
der Grundwasservorkommen im südlichen
Salzburger Becken und im unteren Lammer-
tal sowie der Karstwasservorräte des Tennen-

gebirges, Hagengebirges und Hohen Göll

Auf Grund des § 54 des Wasserrechtsgesetzes
1959, BGBl. Nr. 215, in der Fassung des Bundes-
gesetzes BGBl. Nr. 207/1969 wird verordnet:

§ 1. Die Grundwasservorkommen im süd-
lichen Teil des Salzburger Beckens und im
unteren Lammertal sowie die Karstwasservorräte
der Gebirgsstöcke Tennengebirge, Hagengebirge
und Hoher Göll werden — unbeschadet beste-
hender Rechte — vorzugsweise der Trinkwasser-
versorgung gewidmet.

§ 2. Die Grenzen des Widmungsgebietes haben
folgenden Verlauf, wobei die Beschreibung bei
der Autobahnzubringerbrücke über die Salzach
bei Golling beginnt und im Gegen-Uhrzeigersinn
um das Gebiet führt: Ausgehend von der Auto-
bahnzubringerbrücke über die Salzach bei Golling
salzachabwärts bis zur linksufrigen Einmündung
des Weißenbaches bei Kuchl — weißenbachauf-
wärts bis zum Ecker Sattel (1 415 m) an der Staats-
grenze — der Staatsgrenze nach Süden folgend
über Hoher Göll (2 523 m), Stahlhaus (1 736 m),
Schneibstein (2 277 m), Kahlersberg (2 351 m) bis
zum Blühnbachtörl (2 016 m) — dem Blühnbach
talauswärts folgend bis zur Einmündung in die
Salzach bei Tenneck, jedoch ausgenommen das
Betriebsgelände des Eisenwerkes Sulzau-Werfen
in Tenneck, — salzachaufwärts bis zur rechts-
ufrigen Einmündung des Wengerbaches bei
Pfarrwerfen — wengerbachaufwärts bis zur Ort-
schaft Fromm — klemmgrabenaufwärts zum

Jochriedl (1 702 m). Von hier aus der Gemeinde-
grenze St. Martin — Werfenweng bzw. St. Mar-
tin — Hüttau folgend, bis diese auf die Kamm-
linie Frommerkogel (1 882 m) — Korein
(1 850 m) trifft. Von hier aus der rechtsseitigen
Wasserscheide der Lammer folgend über Korein
(1 850 m), St. Martin am Tennengebirge bis zum
Gerzkopf (1 729 m). Von hier aus der Gemeinde-
grenze Annaberg — Filzmoos folgend über
Bischofsmütze (2 459 m) bis zur Armkarwand
(2 348 m). Von hier aus der Landesgrenze Salz-
burg — Oberösterreich folgend über Gosau-
kamm — Törleck (1 618 m) — Zwieselalm —
Hornspitz (1 434 m) — Paß Gschütt (864 m) —
Rußberg (1 664 m) — Wilden Jäger (1 842 m) bis
zum Haberfeld (1 846 m). Von hier aus der Ge-
meindegrenze Rußbach — Strobl folgend bis zum
Braunedel Kogel (1 894 m). Von hier aus der
Gemeindegrenze Abtenau — Strobl, Abtenau —
St. Wolfgang bzw. Abtenau — Hintersee folgend
über Welser Hütte — Loch Alm (1 320 m) —
Pitschenberg (1 720 m) — Hoher Zinken
(1 764 m) — Holzeck (1 603 m) — bis zum
Gruberhorn (1 734 m). Von hier aus über
Frunstberg (1 673 m) — Trattberg (1 758 m) —
Schwarzer Berg (1 585 m) — Haarberg (696 m)
zurück zur Autobahnzubringerbrücke über die
Salzach bei Golling.

§ 3. (1) Bei der Handhabung der Bestimmun-
gen der §§ 9, 10, 28 bis 35 und 112 des Wasser-
rechtsgesetzes im Widmungsgebiet (§ 2) kommt
dem Schutz der in § 1 genannten Wasservorkom-
men vor Verunreinigung Vorrang zu.

(2) Bei allen Verfahren im Widmungsgebiet
(§ 2) ist vor allem zu berücksichtigen, daß diese
Wasservorkommen ihrer Menge und Beschaffen-
heit nach dem Widmungszweck dauernd erhalten
bleiben.
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(3) Zur Wahrnehmung der unter Absatz 1
und 2 angeführten Gesichtspunkte ist insbeson-
dere zu beachten:

a) Die Errichtung von Ortskanalisationen im
Widmungsgebiet (§ 2) hat so zu erfolgen,
daß ein möglichst hoher Anteil der anfal-
lenden Schmutzstoffe erfaßt wird. Dieser
Grundsatz ist auch bei den Regenentla-
stungen zu berücksichtigen. Vor Einleitung
in die Vorflutgewässer sind die Abwässer
von Ortskanalisationen mindestens einer
vollbiologischen Reinigung zu unterziehen.

b) Für die Ablagerung von Müll, der im Wid-
mungsgebiet (§ 2) anfällt, ist die Errich-
tung von Müllbeseitigungsanlagen im Sinne
des Salzburger Müllabfuhrgesetzes außer-
halb dieses Gebietes anzustreben. Soweit
Müllablagerungen im Widmungsgebiet un-
vermeidlich sind, ist dafür Sorge zu tragen,
daß durch sie keine Beeinträchtigung der
im § 1 genannten Wasservorkommen er-
folgt.

§ 4. Das Interesse des Wasserverbandes „Salz-
burger Becken" am Schutze der Wasservorkom-
men (§1) des Widmungsgebietes (§ 2) wird im
Sinne der §§ 34 Abs. 6 und 54 Abs. 2 lit. e des
Wasserrechtsgesetzes als rechtliches Interesse an-
erkannt.

§ 5. (1) Die Grenzen des in § 2 umschriebenen
Gebietes sind in Karten ersichtlich gemacht, die
beim Amt der Salzburger Landesregierung, bei
den Bezirkshauptmannschaften Hallein und St.
Johann im Pongau sowie bei den Gemeinde-
ämtern der Marktgemeinde Golling, der Markt-
gemeinde Kuchl, der Marktgemeinde Werfen, der
Gemeinde Pfarrwerfen, der Gemeinde Werfen-
weng, der Gemeinde St. Martin am Tennenge-
birge, der Gemeinde Annaberg, der Gemeinde
Rußbach, der Marktgemeinde Abtenau, der Ge-
meinde St. Koloman und der Gemeinde Scheffau
zur allgemeinen Einsichtnahme aufliegen.

(2) Straßen, Wege und Brücken sowie Ge-
wässer, die als Grenze angeführt sind, werden
in die bezeichneten Gebiete einbezogen.

(3) Alle in § 2 angeführten Ortsangaben und
Höhenkoten beziehen sich auf die Österreichische
Karte 1 : 50000

a) Blatt 93 — Berchtesgaden
b) Blatt 94 — Hallein
c) Blatt 95 — St. Wolfgang
d) Blatt 124 — Saalfelden
e) Blatt 125 — Bischofshofen
f) Blatt 126 — Radstadt

§ 6. Zuwiderhandlungen gegen die Bestim-
mungen dieser Verordnung werden gemäß § 137
des Wasserrechtsgesetzes unbeschadet einer all-
fälligen strafgerichtlichen Ahndung als Verwal-

tungsübertretung mit einer Geldstrafe bis zu
20000,— S bestraft. Hat der Täter vorsätzlich
gehandelt oder ist er schon wiederholt straf-
fällig geworden, so kann neben der Geldstrafe
auch auf eine Arreststrafe bis zu 2 Monaten
erkannt werden.

Haiden

3 1 6 . Verordnung des Bundesministers für
Landesverteidigung vom 7. Juli 1980 zur
Durchführung des Datenschutzgesetzes im
Wirkungsbereich des Bundesministeriums für
Landesverteidigung (Datenschutzverord-

nung)

Auf Grund des Datenschutzgesetzes (DSG),
BGBl. Nr. 565/1978, wird verordnet:

Geltungsbereich

§ 1. (1) Die Bestimmungen dieser Verordnung
gelten für alle Auftraggeber (§ 3 Z 3 DSG) und
Verarbeiter (§ 3 Z 4 DSG) im Wirkungsbereich
des Bundesministeriums für Landesverteidigung.

(2) Auftraggeber im Sinne des Abs. 1 sind nach
Maßgabe ihrer sachlichen und örtlichen Zustän-
digkeit:

1. Das Bundesministerium für Landesverteidi-
gung und das Militärkommando Wien für
die Personalverwaltung, die Haushaltsfüh-
rung und das Ergänzungswesen;

2. die Militärkommanden Burgenland, Kärnten,
Niederösterreich, Oberösterreich, Salzburg,
Steiermark, Tirol und Vorarlberg für die
Haushaltsführung und das Ergänzungswesen;

3. das Korpskommando I für die Personalver-
waltung und die Haushaltsführung;

4. das Korpskommando II, das Kommando der
Fliegerdivision, das Kommando der 1. Pan-
zergrenadierdivision und das Heeresmaterial-
amt für die Personalverwaltung.

(3) Die im Abs. 2 genannten Auftraggeber
sind, soweit sie Tätigkeiten im Sinne des § 3
Z 6 DSG verrichten, insbesondere die Eingabe
und Abfrage von Daten im Rahmen der Daten-
fernverarbeitung für sich oder andere Auftrag-
geber, Verarbeiter im Sinne des Abs. 1.

Aufgabengebiete

§ 2. (1) Die im § 1 Abs. 2 genannten Aufga-
bengebiete bedeuten bzw. umfassen im Sinne die-
ser Verordnung:

1. Personalverwaltung: die Vollziehung des
Dienst- und Besoldungsrechtes des Bundes
für die aktiven Bundesbediensteten ein-
schließlich der Rechtsvorschriften über die
Ausbildung und die Planstellenbewirtschaf-
tung;
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2. Haushaltsführung einschließlich der damit
im Zusammenhang stehenden Neben- und
Hilfsverrechnungen sowie der Betriebsab-
rechnungen;

3. Ergänzungswesen: die Erfassung, Stellung,
Einberufung und Evidenthaltung der Wehr-
pflichtigen.

(2) Ein Aufgabengebiet unterliegt dieser Ver-
ordnung nur hinsichtlich jener Daten (§ 3 Z 1
DSG), die zumindest in einer Phase des Verfah-
rensablaufes Gegenstand eines automationsunter-
stützten Vorganges sind.

(3) Jedes automationsunterstützt zu vollziehen-
de Aufgabengebiet ist so einzurichten, daß im
Außenverhältnis, insbesondere für den Betroffe-
nen, die sachliche und örtliche Zuständigkeit des
Auftraggebers gewahrt bleibt. Für die Durchfüh-
rung von Zusendungen und Zustellungen kann
sich der Auftraggeber des Verarbeiters bedienen,
soweit dies aus Gründen der Sparsamkeit, Wirt-
schaftlichkeit und Zweckmäßigkeit geboten ist.

(4) Umfaßt ein Aufgabengebiet die Auszahlung
von Geldleistungen, so endet dieses Aufgaben-
gebiet und damit die Verantwortlichkeit des Auf-
traggebers für die weitere Verwendung der Daten
mit der Übermittlung der Datenträger für den
Zahlungsverkehr an eine Kreditunternehmung.

(5) Wird ein Aufgabengebiet für mehrere Auf-
traggeber mit Hilfe derselben technischen Einrich-
tungen vollzogen, so ist sicherzustellen, daß jeder
Auftraggeber nur über die in seine Zuständig-
keit fallenden Daten verfügen kann. Dasselbe
gilt, wenn die Daten für verschiedene Aufgaben-
gebiete mit Hilfe derselben technischen Einrich-
tungen verarbeitet werden.

Grundsätze für die Ermittlung

§ 3. (1) Die Ermittlung der Daten obliegt dem
sachlich und örtlich zuständigen Auftraggeber. Er
kann sich hiebei des Verarbeiters bedienen, soweit
die Ermittlung automationsunterstützt durchge-
führt werden kann. Dies ist nur mit Genehmi-
gung des Bundesministers für Landesverteidigung
zulässig.

(2) Wird zur Ermittlung von Daten Amtshilfe
in Anspruch genommen, so ist das Amtshilfe-
ersuchen derart zu begründen, daß die ersuchte
Stelle die Zulässigkeit der Übermittlung gemäß
§ 7 DSG beurteilen kann. Die Begründung kann
entfallen, wenn die Zulässigkeit der Übermittlung
für die ersuchte Stelle offenkundig ist oder anläß-
lich eines vorangegangenen Amtshilfeersuchens
gleicher Art festgestellt wurde.

Grundsätze für die Verarbeitung

§ 4. (1) Den Daten eines Aufgabengebietes ist
nach Maßgabe der vorzunehmenden Verarbei-
tungsschritte gleichartiger Schutz zu gewähren.

Die Daten sind durch organisatorische und pro-
grammtechnische Maßnahmen vor Entstellung,
Zerstörung und Verlust sowie gegen unbefugte
Verwendung und Weitergabe zu schützen.

(2) Daten dürfen nur auf Grund schriftlicher
Aufträge des nach der Geschäftseinteilung und
Geschäftsordnung zuständigen Organs des Auf-
traggebers eingegeben werden. Eingabeprotokolle
sind zu überprüfen und aufzubewahren.

(3) Die Vernichtung unbrauchbarer oder nicht
mehr benötigter Ausdrucke und sonstiger Daten-
träger ist vom Auftraggeber oder über dessen
schriftlichen Auftrag vom Verarbeiter durch ent-
sprechende personelle oder vertragliche Maßnah-
men zu überwachen.

§ 5. (1) Der Auftraggeber hat, soweit ihm dies
mit vertretbarem Arbeitsaufwand möglich ist, die
Richtigkeit der Verarbeitungsergebnisse durch
Stichproben zu überprüfen.

(2) Wird ein Fehler festgestellt, so hat der Auf-
traggeber alles zu unternehmen, um das Schadens-
ausmaß gering zu halten, den Betroffenen unnö-
tige Mühe zu ersparen, die Fehlerbehebung ra-
schest einzuleiten und Folgefehler zu verhindern.
Der zuständige Verarbeiter ist unverzüglich zu
verständigen, wenn zu vermuten ist, daß die
Fehlerursache in seinem Tätigkeitsbereich gele-
gen ist.

Grundsätze für die Benützung

§ 6. (1) Die Benützung der Daten darf nur in
der Art und in dem Umfang erfolgen, als dies
für den Auftraggeber zur Wahrnehmung der
ihm gesetzlich übertragenen Aufgaben eine we-
sentliche Voraussetzung bildet.

(2) Beim Auftraggeber dürfen die Bediensteten
nur jene Daten benützen, die sie zur Erfüllung
der ihnen in der Geschäftseinteilung und Ge-
schäftsordnung übertragenen Aufgaben benöti-
gen.

Grundsätze für die Übermittlung

<§ 7. (1) Übermittlungen von Daten durch den
Auftraggeber, deren Zulässigkeit sich auf § 7
Abs. 1 Z 2 bis 5 oder Abs. 2 DSG gründet, be-
dürfen eines schriftlichen Auftrages des nach der
Geschäftseinteilung und Geschäftsordnung zu-
ständigen Organs. Der Auftrag kann als Einzel-
oder Dauerauftrag erteilt werden. In den Auf-
trägen ist anzugeben, auf Grund welcher Bestim-
mungen des § 7 DSG die Übermittlung zulässig ist.
Gründet sich der Auftrag auf § 7 Abs. 2 DSG, so
ist darzulegen, durch welche gesetzlichen Bestim-
mungen dem Empfänger jene Aufgaben über-
tragen sind, zu deren Wahrnehmung die zu über-
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mittelnden Daten eine wesentliche Voraussetzung
bilden. Im Falle des § 7 Abs. 1 Z 3 DSG hat der
für die Auftragserteilung zuständige Bedienstete
zu prüfen, ob die zur Anonymisierung der Daten
getroffenen Maßnahmen ausreichen, damit der
Betroffene nicht bestimmt werden kann.

(2) Zur Durchführung von Übermittlungen
kann sich der Auftraggeber eines Verarbeiters
bedienen, soweit dies aus Gründen der Spar-
samkeit, Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit
geboten ist. Dies bedarf eines schriftlichen Auf-
trages und ist nur mit Genehmigung des Bundes-
ministers für Landesverteidigung zulässig.

(3) Einem Ersuchen um Übermittlung von
Daten darf im Zweifelsfall nur entsprochen wer-
den, wenn die ersuchende Stelle an der Klärung
der für die Beurteilung der Zulässigkeit der Über-
mittlung maßgeblichen Sach- und Rechtslage mit-
wirkt. Um die Mitwirkung ist erforderlichenfalls
zu ersuchen.

(4) Werden die Daten für verschiedene Auf-
gabengebiete mit Hilfe derselben technischen Ein-
richtungen verarbeitet, so ist sicherzustellen, daß
Verknüpfungen von Daten verschiedener Auf-
gabengebiete nur unter den im § 7 DSG angeführ-
ten Voraussetzungen erfolgen.

(5) Übermittlungen sind, soweit dies zur Aus-
kunftserteilung über die Empfänger der Daten
erforderlich ist, aktenkundig zu machen; dies gilt
nicht in den Fällen des § 8 Abs. 2 und 3.

Auskunftsverfahren

§ 8. (1) Eine Auskunft gemäß § 11 DSG darf
nur auf Grund eines unbedenklichen Identitäts-
nachweises erteilt werden; sie ist nur gegen Emp-
fangsbestätigung auszufolgen oder zu eigenen
Handen zuzustellen.

(2) Dem Betroffenen gegenüber sind, unbescha-
det der ihm nach den maßgeblichen Verfahrens-
vorschriften zustehenden Rechte, wegen über-
wiegenden öffentlichen Interesses die Empfänger
übermittelter Daten geheimzuhalten, sofern die
Übermittlung für Zwecke eines gerichtlichen oder
verwaltungsbehördlichen Strafverfahrens sowie
eines Disziplinarverfahrens durchgeführt wurde.
In anderen Rechtsvorschriften festgelegte Aus-
kunftsbeschränkungen werden hiedurch nicht be-
rührt.

(3) Werden oder wurden Daten übermittelt, so
sind dem Betroffenen auf Verlangen die Empfän-
ger der übermittelten Daten bekanntzugeben.
Würde die Feststellung der Empfänger übermit-
telter Daten im Einzelfall unverhältnismäßig
hohe Kosten oder einen im Verhältnis zu den
Interessen der Betroffenen nicht zumutbaren Ar-
beitsaufwand verursachen, insbesondere wenn
Übermittlungen im Rahmen eines automations-

unterstützten Verfahrens organisatorisch vorge-
sehen sind, so sind den Betroffenen die auf Grund
der Verfahrensorganisation oder der Sach- und
Rechtslage in Betracht kommenden Empfänger
mitzuteilen.

§ 9. (1) Für die Erteilung einer Auskunft im
Sinne des § 11 DSG werden folgende pauscha-
lierte Kostenersätze festgelegt:

1. für jede Auskunft über den aktuellen Stand
der Daten des Antragstellers 100 S je Zweck
der Verarbeitung;

2. für jede darüber hinausgehende Auskunft
500 S je Zweck der Verarbeitung; in jenen
Fällen, in denen die Auskunftserteilung einen
besonders hohen technischen oder organisa-
torischen Aufwand erfordert, 1000 S je
Zweck der Verarbeitung.

(2) Die im Abs. 1 angeführten Kostenersätze
sind nicht zu entrichten:

1. wenn der Antragsteller nachweist, daß sein
monatliches Einkommen die Richtsätze für
Ausgleichszulagen nach dem ASVG nicht
überschreitet, oder

2. wenn der Aufwand für die Auskunftsertei-
lung geringfügig ist.

(3) Dem Antragsteller ist der für die Aus-
kunftserteilung zu entrichtende Kostenersatz mit-
zuteilen.

(4) Von der Bearbeitung eines Auskunftsan-
trages ist abzusehen, wenn der gemäß Abs. 3
mitgeteilte Kostenersatz nicht entrichtet wurde.

(5) Die im § 11 DSG enthaltene Frist für die
Auskunftserteilung beginnt erst zu laufen, so-
bald die Entrichtung des mitgeteilten Kostener-
satzes nachgewiesen wird.

§ 10. Die Bestimmungen der §§ 8 und 9 sind
auf Fälle nicht anzuwenden, für die in Rechtsvor-
schriften des Bundes besondere Auskunftsrechte
außerhalb des Datenschutzgesetzes festgelegt sind.

Richtigstellung und Löschung

§ 11. (1) Rechtsverbindlich festgestellte Daten
dürfen nur auf Grund einer Entscheidung des
für die Feststellung zuständigen Organs richtig-
gestellt oder gelöscht werden.

(2) Daten, die für Zwecke der Dokumentation
und der internen Kontrolle aufbewahrt werden,
dürfen nicht richtiggestellt und vor Ablauf der
Aufbewahrungsfrist nicht gelöscht werden.

(3) Durch geeignete organisatorische Maßnah-
men ist sicherzustellen, daß im Falle eines Rück-
griffes auf die zu Sicherungszwecken aufbewahr-
ten Datenbestände allfällige Richtigstellungen und
Löschungen wirksam bleiben.
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Angabe der Registernummer

§ 12. (1) Bei Übermittlungen im Sinne des
§ 3 Z 8 DSG und Mitteilungen an den Betroffe-
nen, die in schriftlicher Form ergehen und ver-
arbeitete Daten zum Inhalt haben, ist die Regi-
sternummer auf jedem Schriftstück anzugeben.

(2) Bei Übermittlungen im Sinne des § 3 Z 8
DSG und Mitteilungen an den Betroffenen mittels
maschinell lesbarer Datenträger, soweit es sich
nicht um maschinell 'lesbare Schriftstücke handelt,
ist die Registernummer auf den Begleitpapieren
anzugeben.

(3) Erfolgt eine Übermittlung im Sinne des
§ 3 Z 8 DSG oder eine Mitteilung an den Betrof-
fenen im Namen mehrerer Auftraggeber, so ist
lediglich die Registernummer eines der Auftrag-
geber mit dem Zusatz „ua." anzugeben.

Inkrafttreten

§ 13. Diese Verordnung tritt sechs Monate
nach ihrer Erlassung in Kraft. Gleichzeitig tritt
die Verordnung des Bundesministers für Lan-
desverteidigung vom 20. Dezember 1979, BGBl.
Nr. 580, außer Kraft.

Rösch

3 1 7 . Verordnung des Bundesministers für
soziale Verwaltung vom 7. Juli 1980 über die
Anpassung der Ausgleichstaxe nach dem In-
valideneinstellungsgesetz 1969 für das Kalen-

derjahr 1980

Auf Grund des § 9 Abs. 2 des Invalidenein-
stellungsgesetzes 1969, BGBl. Nr. 22/1970, in der
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 111/1979
wird verordnet:

§ 1. Der im Bereich des Allgemeinen Sozial-
versicherungsgesetzes mit Verordnung BGBl.
Nr. 455/1979 für das Kalenderjahr 1980 mit

1,056 festgesetzte Anpassungsfaktor ist in diesem
Ausmaß auch für die Anpassung der Ausgleichs-
taxe nach § 9 Albs. 2 des Invalideneinstellungs-
gesetzes 1969 für das Kalenderjahr 1980 verbind-
lich.

§ 2. Die Höhe der gemäß § 9 Abs. 2 des In-
valideneinstellungsgesetzes 1969 zu leistenden
Ausgleichstaxe beträgt demnach für das Kalender-
jahr 1980 für jede einzelne Person, die zu be-
schäftigen wäre, monatlich S 630,— (in Worten:
Schilling sechshundertdreißig).

Weißenberg

318 . Verordnung des Bundesministers für
Land- und Forstwirtschaft vom 10. Juli 1980,
mit der die Prüfungstaxen für die Staatsprü-
fungen von Forstorganen neu festgesetzt wer-

den
Auf Grund des § 108 Abs. 5 des Forstgesetzes

1975, BGBl. Nr. 440, wird verordnet:

Artikel I

§ 1. Die Prüfungstaxe für die Staatsprüfung
für den höheren Forstdienst wird mit S 750,—
und für die Staatsprüfung für den Försterdienst
mit S 550,— neu festgesetzt.

§ 2. Stellt die Prüfungstaxe für einen Prüfungs-
werber eine unzumutbare wirtschaftliche Härte
dar, so beträgt sie für die Staatsprüfung für den
höheren Forstdienst S 200,— und für die Staats-
prüfung für den Försterdienst S 150,—.

Artikel II

Mit dem Inkrafttreten dieser Verordnung tritt
die Verordnung vom 10. Dezember 1976, BGBl.
Nr. 700, außer Kraft.

Haiden
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